




Nein zur «EU-Freizügigkeit»
Bei der Personenfreizügigkeit handelt 
es sich nicht um einen «freien» Perso-
nenverkehr, sondern um eine «freie» 
Ausbeutung lohnabhängiger Menschen. 
Sie ist in der EU durch die Verträge von 
Maastricht aus dem Jahr 1991 veran-
kert. Mit ihr wurde ein europäischer Ar-
beitsmarkt geschaffen, der den Konkur-
renzkampf unter den Lohnabhängigen 
dramatisch verstärkte und zum Abbau 
von Rechten der Arbeitenden führte, die 
über Jahrzehnte auf nationaler Ebene 
erkämpft wurden. Lohn- und Sozialdumping, Druck auf die Löhne, Arbeitslosig-
keit, Angriffe auf gewerkschaftliche Rechte waren und sind die Folgen für die 
ArbeiterInnen in ganz Europa. 

Ohne einen echten Ausbau der Arbeits- und Gewerkschaftsrechte bedeutet 
der freie Personenverkehr eine weitere Verschiebung der Machtverhältnisse zu 
Gunsten der Arbeitgeber. Unsere Argumentation steht im absoluten Gegensatz 
zu der konservativen und nationalistischen Rechten. Diese hat sich noch nie für 
die Stärkung und den Ausbau der sozialen und gewerkschaftlichen Rechte der 
Lohnabhängigen eingesetzt - und wird dies auch nie tun.

Den Kampfwillen stärken
Im März 2008 gaben die SBB die Privatisierung der Güterwagen und die Schlies- 
sung der Lokomotivwerkstätten in Bellinzona bekannt. Mit dem Ruf «Giu le mani 
dall’officina!», Hände weg von unse-
rer Werkstätte!, traten die Arbeiter in 
den Streik. Ihre Frauen übernahmen 
eine aktive Rolle und produzierten 
ein Theaterstück. Im Nu gewann der 
Widerstand Unterstützung in breiten 
Teilen der Bevölkerung und zwang 
die SBB, ihre Pläne auszusetzen und 
zu «verhandeln» - ein Teilerfolg, denn 
aus Arbeitersicht gibt es eigentlich 
nichts zu verhandeln.

Deshalb propagiert das Streikomitee den Solidaritätsgedanken und den Kampf-
willen, um die Grundlagen eines erfolgreichen Widerstandes zu vertiefen. So  
protestierten sie vor dem Sitz des Lindth & Sprüngli Konzerns, um sich mit sei-
nen streikenden ArbeiterInnen in Frankreich zu solidarisieren. Auch gründeten 
sei ein Netzwerk, um die «Diskussion über eine neue Gewerkschaftsbewe-
gung» aufzunehmen. In Zürich, Basel und Winterthur existieren unterdessen 
«Giu le mani»-Komitees. Auf den 7. Februar lädt das Streikkomitee zu einem 
schweizerischen Diskussionstreffen nach Rodi ein.

«Das Ende der Neutralität»
So lautet der Titel eines Hintergrundberichtes von «German Foreign Policy», ei-
ner Gruppe unabhängiger WissenschaftlerInnen, die das Wiedererstarken deut-
scher Grossmachtspolitik untersucht. Er dokumentiert aus deutscher Sicht die 
seit den 90er Jahren zunehmende militärische Zusammenarbeit der Schweiz mit 
westlichen Grossmächten. Die Autoren meinen, die Neutralität  der Schweiz sei 
1996 mit ihrem Beitritt zur NATO-Organisation «Partnerschaft für Frieden» (PfP) 
zur Geschichte geworden. Mit dem Beitritt verpflichtete sie sich zu evaluieren, 
«welche Streitkräfte und Mittel für multinationale Ausbildungen, Übungen und 
Operationen zur Verfügung gestellt» werden können (Document cadre, Bruxel-
les, le 10 janvier 1994). Wurde der Beitritt zur PfP jemals dem Volk vorgelegt?

Das Neutralitätsbekenntnis von Calmy Rey bis SVP ist nur das Feigenblatt, hin-
ter dem die Interessen der westlichen Grossmächte flankierend unterstützt wer-
den. Das war schon so bei den Jugoslawieneinsätzen (Bosnien, Mazedonien, 
Kosovo) und wird wieder am «Somalia»-Einsatz deutlich: letzterer soll dem erst-
maligen Marineeinsatz der EU in der Dritten Welt einen humanistischen Mantel 
umhängen. Gleichzeitig wird damit die Integration in die EU und NATO und die 
Untergrabung der Souveränität und Neutralität am Volk vorbei vorangetrieben. 

Kurznachrichten

«Oh la la, oh lé lé ...
... régularisez tous les sans papiers!» Immer 
wieder ertönte dieser Ruf aus den Reihen 
von 2500 Demonstrierenden. Die Demo vom 
3. Januar war der Höhepunkt einer Aktion, 
welche 150 Sans-Papiers am 19. Dezember 
mit der Besetzung der Zürcher Predigerkir-
che begannen. Im Verlaufe der Aktion fass-
ten immer mehr Illegale den Mut, ihre Situa- 
tion öffentlich zu schildern und ihre Rech-
te einzufordern. Erlebten sie an der Demo, 
dass sie von vielen BürgerInnen unterstützt 
und verstanden werden, so zeigte ihnen die 
Kirche nur die kalte Schulter und die Regie-
rung die Arroganz der Macht.

Ilisu-Staudamm
Letzten August forderten wir hier, die Schweiz 
solle ihre Exportrisikogarantie von 225 Mio. 
für den Staudamm im Herzen Kurdistans 
kündigen.  Nun endlich haben die Schweiz, 
Österreich und Deutschland den Vertrag 
mit der Türkei suspendiert, weil sie die ihr 
gemachten Auflagen nicht umsetzte. Damit 
rollt zwar der Rubel nicht mehr und die  Kon-
zerne dürfen die Arbeiten nicht aufnehmen. 
Der Türkei wird aber nochmals eine 180-tä-
gige Frist eingestanden, das Projekt «welt-
banktauglich» zu gestalten. Sicher werden 
die europäischen Konzerne alles tun, damit 
das Projekt «tauglich» aussieht. Wir aber for-
dern eine definitive Kündigung.

Die ich rief, die Geister
Nach der Strommarktöffnung im letzten Jahr 
gab Swissgrid die Preise für die Benutzung 
«ihres» Stromnetzes bekannt. Die daraus 
resultierenden Strompreiserhöhung war so 
hoch, dass es bekanntlich zu einem kleine-
ren Aufschrei führte, welcher den Bundesrat 
bewog, die Wellen zu glätten. Im Dezem-
ber verkündete er, die Preiserhöhungen um 
die Hälfte zu reduziere. Doch die er rief, die 
Geister, wird er nun nicht los! Die Swissgrid 
drohte mit bankrott und so musste er wieder 
zurückkrebsen. Somit bezahlen wir bereits 
ab Januar mehr für den Strom.

Quizfrage 
In dieser OECD-Statistik belegt die Schweiz 
den 1. Platz. Um welche «Disziplin» geht es?

Um die Anzahl a) Handys oder b) Hühner 
oder c) Aktien pro 1000 Einwohner?

National
Antwort: Anzahl armer Haushalte, in denen 
zwei oder mehr Personen erwerbstätig sind.

Wo die «EU-Freizügigkeit» endet!
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Nein zum Wegweisungsartikel
Unter dem Vorwand, die zuneh-
mende Gewalt auf der Strasse zu 
bekämpfen, soll die Polizei Men-
schen von Plätzen verweisen kön-
nen, von denen sie vermutet, dass 
sie gewalttätig werden könnten.

Nicht eine Tat, sondern das Aus-
sehen (randständig, jugendlich, 
fremdländisch) und unkonformes 
Verhalten soll geahndet werden. 
Mit diesem Gesetz wird nicht Ge-
walt verhindert, eher provoziert.

In der Tat nimmt asoziales Verhal-
ten zu. Wir sehen es im zuneh-
menden Reichtum einiger weniger 
auf Kosten der Mehrheit. Dieses 
skrupellose, rein profitorientierte 
Verhalten führt zu Gelegenheits-
jobbern, Erwerbslosen, zur Flucht 
in Alkohol und Drogen, das heisst 
zu physischen und psychischen Opfern. Mit diesem Gesetz werden die Opfer 
zu Tätern gemacht und abgeschoben, um eine tourismusattraktive Stadt Basel 
vorzeigen zu können. Das ist staatlich legitimiertes asoziales Verhalten pur. So 
trifft die Knausrigkeit der Regierung gegenüber den Obdachlosen nur den Nagel 
auf den Kopf. Siehe nebenan «Soup&Chill».

Mittwoch,
28. Januar

18 Uhr
Barfi

Wieder einmal mehr treffen sich in Davos die Bosse der mächtigsten Konzerne 
mit RegierungsvertreterInnen aus 40 Ländern. Als Motto ihres diesjährigen Tref-
fens wählten sie „Die Nach-Krise-Welt gestalten“. Hunderte von eingeladenen 
Hof-ReporterInnen werden garantieren, dass wir vom 28.1. bis 1.2. auch richtig 
gefüttert werden. Doch wir wissen, dass „die Welt gestalten“ in ihrem Munde 
nichts Anderes heisst, als mehr Kriege und Hunger für Millionen, Entlassungen, 
Sozialabbau – und weil sich dagegen immer Einige wehren, heisst das natürlich 
auch mehr Überwachung, Kontrolle, Repression und „Terrorismusbekämpfung“.

Wir demonstrieren gegen diese Arroganz, Heuchelei und Macht und für unsere 
Interessen. Für eine Welt ohne Ausbeutung, für bessere Lebensbedingungen, 
für eine selbstbestimmte und solidarische Gesellschaft ohne Krieg und Unter-
drückung – kurz: gegen den Kapitalismus.

Zur Demonstration rufen auf: BfS, BIR-KAR, Igif, Neue PdA Basel, Revolutionä-
rer Aufbau Schweiz, TKIP, Villa Rosenau und Einzelpersonen.

Verschiedenes

Ja zum Stimm- und 
Wahlrechtsalter 16
In kantonalen Angelegenheiten sollen auch 
16-Jährige stimmen und wählen dürfen. Wir 
empfehlen, diese Vorlage anzunehmen.

Soup&Chill
Der Verein «Schwarzer Peter» bot in den 
letzten zwei Jahren während der Winter-
saison den Obdachlosen eine Wärmestube 
und Gratissuppe an. Da die genutzte Räum-
lichkeit dem Plan des Südparks zum Opfer 
fiel, ersuchte er, das «Totenhüsli» im Elisa-
bethenpark benutzen zu dürfen. Doch da-
gegen sperrt sich ausgerechnet das Baude-
partement. Dank eines Vorstosses von Heidi 
Mück (BastA!) kann der Verein nun proviso-
risch einen Container benutzen. Wir verlan-
gen, dass der Verein «Schwarzer Peter» das 
«Totenhüsli» für sein Angebot erhält und die 
Obdachlosen nicht in einen entlegenen Con-
tainer oder Bunker abgeschoben werden.

Die «Realwirtschaft» sind 
Menschen
«Die Finanzkrise erreicht die Realwirtschaft», 
das ist unterdessen ein Ohrwurm. Doch was 
an Schicksalen hinter Kurzarbeit, Lohnre-
duktionen und Entlassungen steht, das wird 
nicht thematisiert, sondern bleibt privatisiert.

In Basel-Stadt sind bereits heute 8000 Per-
sonen auf die Sozialhilfe angewiesen. Nun 
rechnet das Amt wegen der Wirtschaftskrise 
ab Mitte 2009 mit einem derartig massiven 
«Fallanstieg», dass zusätzliches Personal 
eingeplant werden müsse. Lassen wir die 
Haltung, die hinter dem Wort «Fallanstieg» 
steckt, mal beiseite und stellen fest, dass 
nicht mit einer Zunahme von Schmarotzern, 
sondern von Opfern der Krise gerechnet 
wird. Und da es sich ja wie bei der UBS um 
Krisenopfer handelt, noch die Frage: können 
sie mit einer Entschädiugng von 1, 10 oder 
68 Mrd. Franken rechnen?

Ich möchte

❑	die Infos der Neuen PdA erhalten
❑	mich in der Neuen PdA engagieren
❑	am Schulungskurs «Einführung in den 

Marxismus» teilnehmen
❑	ein Gespräch mit einem Mitglied der PdA

Basel


